
sich vom Vorhandensein des Kausalzusammenhanges zwischen den ein­
getretenen Folgen und den Handlungen oder Unterlassungen der Amts­
personen überzeugen. Besteht ein Kausalzusammenhang, so muß man 
feststellen, ob die Handlungen der Amtsperson vorsätzlichen oder fahr­
lässigen Charakter tragen und — wenn sie vorsätzlich ausgeführt wur­
den — welche Motive ihnen zugrunde lagen.
Manchmal muß ermittelt werden, ob ein Fehler des Angestellten vor­
liegt, der durch seine mangelnde Erfahrung oder ungenügende Quali­
fikation hervorgerufen wurde, so daß der Betreffende die schädlichen 
Folgen seiner Handlungen nicht voraussah und nicht voraussehen konnte.
Bei der Beurteilung von Gesetzes Verletzungen und Verstößen gegen 
Bestimmungen und Vorschriften durch Amtspersonen, die der normalen 
Arbeit der Institution Schaden zufügten, muß festgestellt werden, ob der 
betreffende Verstoß sich bereits wiederholte oder ob er im Gegenteil 
zufällig geschah. Bisweilen ist zu klären, ob der Angestellte durch seine 
Tätigkeit im ganzen dem Staat einen so großen Nutzen eingetragen hat, 
daß dieser den verhältnismäßig geringen Schaden ausgleicht, der durch 
eine einzige falsche Handlung entstanden ist. Davon wird die Entschei­
dung der Frage der strafrechtlichen Verantwortlichkeit dieser Amts­
person abhängen. Deshalb müssen in dem Vorgang Daten über die ge­
samte dienstliche Tätigkeit des Beschuldigten, über seine Verdienste, 
über den Nutzen, den er durch seine Arbeit der Institution oder Orga­
nisation gebracht hat, oder auch, umgekehrt, über frühere von ihm be­
gangene Verletzungen seiner Dienstpflicht, über bereits verhängte Dis­
ziplinarstrafen usw. enthalten sein.
Solche Angaben werden erlangt durch:
a) dienstliche Charakteristiken sowie Materialien über Auszeichnungen 
und Prämien, über verhängte Disziplinarstrafen (die dem Vorgang bei­
gefügt werden);
b) Vernehmung von Zeugen, die die Arbeit des Beschuldigten gut ken­
nen, zum Beispiel der Leiter der Betriebe, іц denen er gearbeitet hat, 
von Aktivisten, Leitern gesellschaftlicher Organisationen,
Der Sache müssen in der Regel Charakteristiken beigefügt werden, die 
vor dem Ereignis abgegeben wurden, das Gegenstand der Untersuchung 
ist, da nach der Aufdeckung des von einem Angestellten begangenen 
Verbrechens die Verwaltung manchmal eine recht negative Charakte­
ristik verfaßt, der nicht die gesamte Arbeit des zu Beurteilenden zu­
grunde liegt, sondern die vielmehr unter dem Einfluß des vorliegenden 
Verbrechens geschrieben wird.
Wenn in den Personalakten des Beschuldigten früher verfaßte Charak­
teristiken fehlen, so ist es darum besser, keine neue Charakteristik anzu-
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